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Unterrichtung 

durch das Europäische Pariament 

Entschließung mit der Steiiungnahme des Europäischen Pariaments zu dem 
Vertragsentwurf des Rates zur Änderung bestimmter Finanzvorschriften der Verträge 
zur Gründung der Europäischen Gemeinschaften und des Vertrags zur Einsetzung 
eines gemeinsamen Rates und einer gemeinsamen Kommission der Europäischen 
Gemeinschaften (Teii betreffend das Haushaitsverfahren) 

DAS EUROPÄISCHE PARLAMENT - 

vom Rat gemäß Artikel 236 des EWG-Vertrags am 12. Fe- 
bruar 1975 konsultiert (Dok. 501/74), 

in Kenntnis des Schreibens des Rates (PE 39 884) mit den 
wichtigsten Überlegungen, von denen sich der Rat bei seinen 
Beratungen leiten ließ, 

unter Hinweis auf die Vorschläge der Kommission an den 
Rat [KOM (73) 1000 endg.], 

unter Hinweis auf seine Entschließungen vom 5. Juli 1973 ^) 
und 5. Oktober 1973 -), 

auf Grund der Zusammenkünfte seiner Delegation mit dem 
Rat vom 25. Juni, 13. September und 14. Oktober 1974 und der 
Mitteilungen des Präsidenten des Parlaments an den Präsiden- 
ten des Rats vom 20. September 1974 (PE 38 000 endg.) und 
vom 22. Oktober 1974 (PE 38 554), 

in Kenntnis des Berichts des Haushaltsausschusses (Dok. 

166/75) und der Stellungnahme des Politischen Ausschusses, 

1. Der Entwicklungsprozeß zur Erweiterung der Haushalts- 
befugnisse des Parlaments 

1. weist darauf hin, daß die derzeitige Revision der Verträge 
im Rahmen der feierlichen Verpflichtungen erfolgt, die der 
Rat und die Kommission gegenüber dem Europäischen Par- 
lament und den nationalen Parlamenten bei der Unter- 
zeichnung des Vertrags vom 22. April 1970 eingegangen 
sind; 

2. bedauert, daß das Revisionsverfahren eine Verzögerung 
erfahren hat, erkennt aber die Qualität des Dialogs an, der 
bei dieser Gelegenheit zwischen den Institutionen geführt 
wurde und der eine Annäherung der Standpunkte ermög- 
lichte; 

9 Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 62 vom 31. Juli 1973 
-) Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. C 87 vom 17. Oktober 
1973 
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3. stellt fest, daß der Entwurf des Rates zur Revision der Ver- 
träge trotz konkreter Fortschritte gegenüber dem Vertrag 
vom 22. April 1970 hinter dem Vorschlag^) der Kommis- 
sion zu weit zurückbleibt, den übernommenen Verpflich- 
tungen nur teilweise gerecht wird und für den mangelnden 
politischen Willen des Rates im Hinblick auf die demokra- 
tische Entwicklung der Gemeinschaft zeugt; 

4. ist daher der Ansicht, daß der vom Rat vorgeschlagene 
Text - unter den im folgenden dargelegten Vorbehalten - 
nur eine relative und provisorische Erweiterung der Haus- 
haltsbefugnisse des Parlaments gestattet; 

5. erklärt, daß der Geist, in dem diese Revision konzipiert 
wurde, ihr auf jeden Fall nicht die ausreichende Tragweite 
verleiht, um den Rechten und der Verantwortung zu ge- 
nügen, die dem Europäischen Parlament auf dem Haus- 
haltssektor zukommen; 

6. ist der Meinung, daß im Rahmen der vom Rat selbst an- 
erkannten evolutiven Konzeption für die Befugnisse des 
Parlaments bis zum 31. Dezember 1976 ein Ergebnis er- 
reicht werden muß, das dem Parlament volle Haushalts- 
befugnisse gewährleistet; 

II. Die im Rahmen dieser Revision der Verträge zu erzielenden 
Fortschritte 

A. Schaffung der Einnahmen 
Rückgriff auf Anleihen 

7. stellt fest, daß gegenwärtig verschiedene gemeinschaft- 
liche Anleihearten bestehen oder geplant werden, ohne 
daß ihr Verhältnis zum Gemeinschaftshaushalt klar defi- 
niert ist; 

8. verlangt im Einklang mit dem Vorschlag der Kommission, 
daß die Aufnahme von Anleihen aufgrund der Verträge 
im Rahmen des Haushaltsverfahrens geregelt wird, und 
auf Vorschlag der Kommission und im gemeinsamen Ein- 
vernehmen zwischen dem Rat und dem Parlament erfolgt; 
Feststellung des jährlichen Satzes der Mehrwertsteuer- 
einnahmen 

(Verantwortung des Parlaments für Einnahme und Aus- 
gaben) 

9. weist darauf hin, daß sich seine Haushaltsbefugnisse so- 
wohl auf die Schaffung der Einnahmen als auch auf die 
Bindung der Ausgaben erstrecken; hält es daher für wesent- 
lich, daß sich der Rat und das Parlament über das Verfah- 
ren einigen, das die Festlegung des jährlichen Satzes für 
die Einnahmen aus der Mehrwertsteuer anläßlich der Ver- 
abschiedung des Haushalts ermöglichen soll ^); 

3) Dok. KOM(73) 1000 endg. 

Beschluß vom 21. April 1970 
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10. ist in Übereinstimmung mit dem Vorschlag der Kommis- 
sion und gemäß Artikel 4 Absatz 1 des Beschlusses vom 
21. April 1970 der Ansicht, daß die Festlegung des jähr- 
lichen Satzes für die Mehrwertsteuereinnahmen zum Haus- 
haltsverfahren gehört und im Text der Verträge ausdrück- 
lich vorgesehen werden muß; 

B. Annahme der Ausgaben 

Unterscheidung zwischen obligatorischen und nicht obliga- 
torischen Ausgaben 

Erhöhungshöchstsatz für die nicht obligatorischen Aus- 
gaben 

11. nimmt die provisorischen Vereinbarungen zwischen den 
Institutionen zur Kenntnis, wonach 

a) die obligatorischen und nicht obligatorischen Ausgaben 
jedes Jahr im gemeinsamen Einvernehmen zwischen 
dem Rat und dem Parlament auf der Grundlage der Vor- 
schläge der Kommission pragmatisch festzulegen sind; 

b) der Erhöhungshöchstsatz für die nicht obligatorischen 
Ausgaben nicht künstlich zum Hindernis für die Erwei- 
terung der gegenwärtig betriebenen Politiken und die 
Anwendung neuer Politiken gemacht werden darf; 

Behandlung der Änderungsvorschläge 

12. bekräftigt, daß auf Grund der gegenwärtigen interinstitu- 
tionellen Beziehungen im Haushaltsbereich ein Vorschlag 
des Parlaments nur dann abgelehnt werden kann, wenn ihn 
der Rat mit der Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder 
verwirft; 

13. vertritt daher in Übereinstimmung mit dem Vorschlag der 
Kommission, der dahin gehend auf Grund der Stellung- 
nahme des Parlaments geändert wurde, die Auffassung, 
daß der Rat mit der Mehrheit der Stimmen seiner Mit- 
glieder beschließen muß, um einen Änderungsvorschlag 
abzulehnen, der zur Erhöhung des Gesamtbetrags der 
obligatorischen Ausgaben eines Organs führt; ergeht kein 
Ablehnungsbeschluß, so muß der Änderungsvorschlag als 
angenommen gelten; 

Festlegung eines neuen jährlichen Erhöhungssatzes für die 
nicht obligatorischen Ausgaben 

14. nimmt zur Kenntnis, daß die Festlegung eines neuen jähr- 
lichen Erhöhungssatzes für die nicht obligatorischen Aus- 
gaben nicht mehr von der Bedingung des „Ausnahmefalls" 
abhängig sein soll; 

15. ist der Ansicht, daß für die Beschlußfassung im Parlament 
die einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen aus- 
reichen sollte, wenn über die Festlegung eines neuen Sat- 
zes Übereinstimmung mit dem Rat besteht; 

16. vertritt die Auffassung, daß bei Nichtübereinstimmung 
zwischen Rat und Parlament entweder das Parlament mit 
der Mehrheit der Stimmen seiner Mitglieder und mit drei 
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Fünfteln der abgegebenen Stimmen oder der Rat einstim- 
mig ohne Enthaltungen über die Festlegung eines neuen 
Satzes beschließen muß; 

Ablehnung des Entwurfs des Haushaltsplans 

17. nimmt befriedigt zur Kenntnis, daß ihm das Recht zuer- 
kannt wird, den Entwurf des Haushaltsplans global abzu- 
lehnen, und verpflichtet sich, von diesem Recht nur im 
Falle wichtiger und genau umrissener Gründe Gebrauch zu 
machen; 

Kontrolle der Ausführung des Haushaltsplans 
Entlastung 

18. übernimmt die ihm zugebilligte Verantwortung, auf Emp- 
fehlung des Rates der Kommission allein die Entlastung zur 
Ausführung des Haushalts zu erteilen; 

19. hält es jedoch in Anbetracht der Erfahrungen für unerläß- 
lich, Entlastungen erteilen zu können, ohne daß die Emp- 
fehlung des Rates abgewartet wird, und zwar für den Fall, 
daß dieser ohne zwingende Gründe die von der Haushalts- 
ordnung vorgeschriebenen Fristen überschreitet; 

Änderung der Haushaltsordnung 

20. nimmt von der mit dem Rat getroffenen Vereinbarung 
Kenntnis, wonach die Änderung der Haushaltsordnung auf 
Ersuchen des Parlaments Gegenstand des Konzertierungs- 
verfahrens sein soll; 

IIL Die in unmittelbarer Zukunft zu erzielenden Fortschritte 

Erhöhung der Eigenmittel 

21. bekräftigt, daß die Finanzautonomie der Gemeinschaften in 
Zukunft nur gewährleistet werden kann, wenn die Eigen- 
mittel aufgrund von Gemeinschaftsvertahren dem Finan- 
zierungsbedarf der Gemeinschaftspolitiken angepaßt wer- 
den können; 

22. ist somit in Übereinstimmung mit dem Vorschlag der Kom- 
mission der Meinung, daß dem Parlament aufgrund der 
Verträge die Möglichkeit zuerkannt werden muß, auf Vor- 
schlag der Kommission und nach Zustimmung des Rates 
den Höchstbetrag der vorhandenen Eigenmittel zu ändern 
oder neue Einnahmen festzulegen; 

Konzertierungsverfahren 

23. erinnert an die zwischen den Institutionen getroffene Ver- 
einbarung, dem Parlament mit Hilfe eines Konzertierungs- 
verfahrens eine wirksame Beteiligung an der Ausarbeitung 
und Annahme wichtiger Entscheidungen zu ermöglichen, 
die insbesondere aufgrund von Artikel 235 des EWG-Ver- 
trags getroffen wurden und die weitere Ausgaben zu 
Lasten der Gemeinschaften bewirken; 

24. betont seine Vorbehalte in bezug auf einige wesentliche 
Punkte dieses Verfahrens und weist besonders nachdrück- 
lich darauf hin, daß dadurch nicht der vom Parlament ge- 
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wünschte Mechanismus zur Mitentscheidung geschaffen 
wird; 

25. erinnert daran, daß es dennoch zur Erprobung dieses Ver- 
fahrens bereit war, um den Geist, in dem es von den Insti- 
tutionen angewandt wird, beurteilen zu können; 

26. erklärt, daß dieses Verfahren weiter verbessert und er- 
weitert werden müßte, um den Rahmen für die fortschrei- 
tende Ausübung der gesetzgebenden Befugnisse des Parla- 
ments zu bilden; 

Unterscheidung zwischen obligatorischen Ausgaben und 
nicht obligatorischen Ausgaben 

Erhöhungssatz für die nicht obligatorischen Ausgaben 

27. kritisiert aufgrund der Erfahrungen die willkürliche und 
zweideutige Unterscheidung zwischen obligatorischen Aus- 
gaben und nicht obligatorischen Ausgaben; 

28. ist der Meinung, daß diese Unterscheidung abgeschafft 
werden muß, um dem Europäischen Parlament die volle 
Ausübung seiner Haushaltsbefugnisse zu ermöglichen; 

IV. Schlußfolgerungen 

29. fordert den Rat auf, die folgenden Ergänzungen und Ände- 
rungen in den Entwurf zur Revision der Verträge zu über- 
nehmen; 

30. erwartet von der Kommission und vom Rat, daß sie ihre 
Verpflichtung bestätigen, die Fortsetzung des Entwick- 
lungsprozesses zur Erweiterung der Befugnisse des Parla- 
ments in der Weise zu gewährleisten, das es bis zum 
31, Dezember 1976 mit umfassenden und vollständigen 
Haushaltsbefugnissen ausgestattet wird; 

31. beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung und den 
Ausschußbericht den Parlamenten der Mitgliedstaaten so- 
wie dem Rat und der Kommission der Europäischen Ge- 
meinschaften zu übermitteln. 
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